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Rechtsprechung
Familienrecht
§ 39 FGB; §§ 178 ff., 159 Abs. 2 ZPO.
Wird im Eheverfahren ein Kostenvorschuß aus gemein­
schaftlichen Mitteln der Ehegatteh gezahlt, sind beide wert­
mäßig zur Hälfte an der Vorschußzahlung beteiligt. Behaup­
tet dagegen eine Prozeßpartei, sie habe den Kostenvorschuß 
aus eigenen Mitteln gezahlt bzw. dazu ein Darlehen aufge­
nommen, sind ihre Erklärungen vom Sekretär bzw. vom 
Beschwerdesenat zu prüfen.
OG, Urteil vom 10. August 1982 — 3 OFK 21/82.

Das Kreisgericht hat die Ehe der Prozeßparteien geschieden. 
Die Kosten des Verfahrens wurden der Klägerin zu einem 
Viertel und dem Verklagten zu drei Vierteln auferlegt. Die 
Klägerin hatte während des Verfahrens 370 M, der Verklagte 
40 M Kostenvorschuß gezahlt. Die außergerichtlichen Kosten 
des Verfahrens betrugen 581,13 M.

Der Verklagte hat entsprechend der Kostenentscheidung 
drei Viertel der außergerichtlichen Kosten (435,84 M) gezahlt 
sowie 102,50 M an die Klägerin zurückerstattet.

Auf Antrag der Klägerin wurde der Verklagte durch Ko­
stenfestsetzungsbeschluß verpflichtet, weitere 176,44 M zu 
zahlen.

Der Verklagte begründete die gegen diesen Beschluß ge­
richtete Beschwerde damit, daß der gesamte Kostenvorschuß 
aus gemeinschaftlichen Mitteln der Ehegatten gezahlt wor­
den sei. Davon sei er bei der Kostenerstattung ausgegangen.

Die Klägerin hat erwidert, daß sie zur Zahlung des Ko­
stenvorschusses ein Darlehen von ihrer Mutter auf genommen 
habe, das nach der Scheidung zurückgezahlt worden sei.

Das Bezirksgericht hat die Beschwerde des Verklagten als 
offensichtlich unbegründet abgewiesen und ausgeführt, die 
Verrechnung des Kostenvorschusses in der vom Verklagten 
dargelegten Art sei nur möglich, wenn beide Prozeßparteien 
übereinstimmend erklären, daß diese Mittel aus dem gemein­
schaftlichen Eigentum gezahlt wurden. Da dies nicht der Fall 
sei, könne der Verklagte die von ihm behaupteten Ansprüche 
nur in einem Verfahren auf Unzulänglichkeitserklärung der 
Vollstreckung gemäß § 133 ZPO geltend machen.

Gegen den Beschluß des Bezirksgerichts richtet sich der 
Kassationsantrag des Präsidenten des Obersten Gerichts, der 
Erfolg hatte.

Aus der Begründung:
Bei der Festsetzung der Kosten im Eheverfahren auf der 
Grundlage der im Urteil bestimmten Kostenverteilung ist zu 
beachten, daß die Eigentumsgemeinschaft der Ehegatteh bis 
zur rechtskräftigen Ehescheidung fortbesteht (§§ 12, 13,
'39 FGB). Demzufolge ist im allgemeinen davon auszugehen, 
daß die Geldmittel, die durch einen oder beide Ehegatten 
während des Eheverfahrens aufgewendet werden, aus ge­
meinschaftlichen Ersparnissen oder Mitteln des Familienauf­
wands, also vom gemeinschaftlichen Eigentum, beglichen 
werden. Dieser Ausgangspunkt ist bei der Verrechnung von 
Kostenvorschüssen und der Kostenfestsetzung im Ehever­
fahren zu beachten.

Erfolgt die Zahlung des Kostenvorschusses im Eheverfah­
ren aus gemeinschaftlichen Mitteln der Ehegatten, sind beide 
entsprechend dem Grundsatz des § 39 FGB zur Hälfte wert­
mäßig an der Vorschußzahlung beteiligt. Dies ist hingegen 
nicht der Fall, wenn der Kostenvorschuß ausschließlich oder 
teilweise aus dem Alleineigentum eines bzw. beider Ehegatten 
finanziert wurde. Unter dieser Voraussetzung ist der Vor­
schuß insoweit nur zugunsten der zahlenden Prozeßpartei zu 
beachten.

Um Probleme bei der abschließenden Kostenausgleichung 
'zu vermeiden, sollten bereits bei der Einzahlung des Vor­

schusses entsprechende Erklärungen abgegeben werden (vgl. 
H. L a t k a  in NJ 1980, Heft 5, S. 209; F. T h o m s  in NJ 19^1, 
Heft 9, S. 419). Im vorliegenden Verfahren wäre eine eindeu­
tige Klärung ohne weiteres möglich gewesen, weil die Kläge­
rin den Kostenvorschuß im Anschluß an die Aussöhnungs- 
bzw. streitige Verhandlung in Anwesenheit des Verklagten 
gezahlt hatte.

Ergeben sich im Kostenfestsetzungsverfahren unterschied­

liche Darlegungen der Prozeßparteien zur Herkunft der Mit­
tel, sollte der Sekretär davon ausgehen, daß die Zahlung der 
Vorschüsse aus dem gemeinschaftlichen Eigentum der Ehe­
gatten erfolgt ist (vgl. F. Thoms, a. a. О., S, 420).

Sofern eine Prozeßpartei — wie im vorliegenden Be­
schwerdeverfahren die Klägerin — behauptet, sie habe den 
Kostenvorschuß aus alleinigen Mitteln gezahlt bzw. zunächst 
ein Darlehen aufgenommen, sind ihre Erklärungen vom 
Sekretär bzw. im Beschwerdeverfahren zu prüfen.

Im vorliegenden Beschwerdeverfahren wäre der Klägerin 
aufzugeben gewesen, den Darlehensvertrag oder die Belege 
über die Zahlung der als Darlehen gewährten Beträge vor­
zulegen. Erforderlichenfalls wäre ihre Mutter als Zeugin zu 
vernehmen gewesen. Erst nachdem der Sachverhalt gemäß 
§159 Abs. 2 ZPO ausreichend geklärt war, konnte der Be­
schwerdesenat auf gesicherter Grundlage sachlich und recht­
lich zutreffend entscheiden. Ohne ausreichende Feststellungen 
zum Sachverhalt konnte er seine Aufgabe, im Rechtsmittel­
verfahren zur Wahrung der Rechte der Prozeßparteien und 
zur Anleitung der Arbeit der Kreis- bzw. Stadtbezirkegerichte 
beizutragen, nicht hinreichend erfüllen (vgl. OG, Urteil vom 
23. Januar 1979 - 3 OFK 60/78 - NJ 1979, Heft 7, S. 324).

Im vorliegenden Verfahren war der Hinweis, der Kläger 
möge seine Ansprüche in einem gesonderten Verfahren ge­
mäß § 133 ZPO geltend machen, unrichtig. Mit einem weite­
ren Verfahren ergeben sich für die Prozeßparteien und die 
Gerichte zusätzliche neue arbeitsmäßige und zeitliche Be­
lastungen. Den weitergehenden Auffassungen des BG Neu­
brandenburg (Beschluß vom 2. Mai 1977 — BFR 14/77 — 
NJ 1977, Heft 18, S. 667) und von F. Thoms (а. а. О.), • nach 
denen die Prozeßparteien auch für den Fall eines anhängigen 
Beschwerdeverfahrens auf einen Antrag nach § 133 ZPO 
orientiert werden, kann aus den angeführten Gründen nicht 
zugestimmt werden.

Der im Beschluß des BG Neubrandenburg angeführte 
Gesichtspunkt, mit dem Kostenfestsetzungsverfahren eine 
rasche Klärung der Kostenersatzpflicht zu erreichen, ist 
richtig. Dieses Anliegen wird jedoch nicht verwirklicht, wenn 
die erforderliche Klärung des Vorbringens der Prozeßpar­
teien — sofern sie nicht durch den Sekretär erfolgen kann — 
auch im Beschwerdeverfahren nicht geschieht. Indem zu­
nächst ein rechtskräftiger Kostenfestsetzungsbeschluß vor­
liegt, möglicherweise die Vollstreckung eingeleitet und danach 
vom Kreisgericht über einen Antrag des Kostenschuldners 
gemäß § 133 ZPO nach mündlicher Verhandlung durch Be­
schluß entschieden wird, wird der Streit zwischen den Pro­
zeßparteien erst später und nach weiterer Verdichtung der 
Konflikte entschieden. Da der Beschluß des Kreisgerichts zu 
einem weiteren Beschwerdeverfahren führen kann, wäre das 
Bezirksgericht zu einem späteren Zeitpunkt erneut mit dem­
selben Streitstoff befaßt, der Gegenstand des früheren 
Beschwerdeverfahrens war.

§ 39 FGB; §§ 13 Abs. 2, 172 Abs. 3 ZPO.
1. Anträge sind im Gerichtsverfahren stets mit der für die 
Entscheidung notwendigen Bestimmtheit zu stellen. Im Ver­
fahren zur Verteilung des gemeinschaftlichen Eigentums nach 
Ehescheidung hat jede Prozeßpartei ihren Antrag auf die 
Übertragung des Alleineigentums an den Sachen zu beziehen, 
die sie aus dem gemeinschaftlichen Eigentum für sich be­
gehrt.
2. Wird von den Prozeßparteien im Eheverfahren ein mögli­
cher Antrag auf Verteilung des gemeinschaftlichen Vermö­
gens lediglich angekündigt, kann bei der Festsetzung des Ge­
bührenwerts für das Eheverfahren dieser etwaige vermögens­
rechtliche Anspruch nicht berücksichtigt werden.
OG, Urteil vom 10. Dezember 1982 — 3 OFK 44/82.

Das Kreisgericht hat den Gebührenwert für das Eheverfahren 
auf 10 700 M festgesetzt. Diesem Wert wurde das Bruttoein­
kommen des Klägers einschließlich seines Nebenverdienstes 
und das Bruttoeinkommen der Verklagten in den letzten vier 
Monaten vor Klageeinreichung zugrunde gelegt. Die überein-


